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21. Wahlperiode 28. Mai 2024

Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU

FUr ein starkes Bremen in Europa!

Selten in ihrer Geschichte war die Europaische Union (EU) mit so vielen gewaltigen Heraus-
forderungen gleichzeitig konfrontiert wie derzeit. Der Frieden in Europa ist massiv bedroht. Die
Sicherheitslage hat sich in den vergangenen Jahren fundamental verandert, insbesondere
durch den russischen Angriffskrieg auf die Ukraine. Es zeigt sich: Fur Europas Sicherheit und
Wehrhaftigkeit muss deutlich mehr getan werden. Eine umfassende Sicherheitsagenda fiir die
EU wird gebraucht, die auf allen politischen Ebenen ankommt und Handlungsdruck erzeugt.
Vor allem mussen die einzelnen guten Ansatze in den Nationalstaaten zu einer echten Vertei-
digungsunion weiterentwickelt und der européische Pfeiler in der transatlantischen Verteidi-
gung gestarkt werden. National sind die Einfihrung eines verpflichtenden Dienstjahres sowie
Ubergangsweise die Einfihrung der Kontingentwehrpflicht notwendig und waren auch fir die
europaische Sicherheit wegweisend.

Unsere staatlichen Institutionen sind durch die Migrationsbewegungen nach Europa und den
grolen Zuwanderungsdruck nach Deutschland und in unsere Heimatstadte Bremen und Bre-
merhaven Uberfordert. Allein im Jahr 2023 sind 9.716 neue Gefllichtete in Bremen angekom-
men, wahrend insgesamt 11.521 Schutzsuchende in Bremen betreut werden. Das fihrt dazu,
dass Menschen kaum mehr wirdig aufgenommen und untergebracht werden kénnen. Zudem
ist festzustellen, dass z. B. die Strukturen der Aufnahme und Betreuung von unbegleiteten
minderjahrigen Auslandern, Kindergarten und Schulen Uberlastet sind und eine wirkliche In-
tegration kaum mehr stattfinden kann. Selbst, wo wir mehr leisten wollen, scheitern wir am
Fachkraftemangel. Bremen steht an der Grenze seiner Leistungsfahigkeit, in Teilen wurde sie
bereits Uberschritten. Nunmehr gilt es innezuhalten, zum Wohle aller hier lebenden Menschen
und im Sinne der ankommenden Menschen. Die Uiberforderten Systeme brauchen unsere Auf-
merksamkeit, eine Atempause und die Kraft zur Erneuerung. Wir missen von der Uberforde-
rung wieder in die Férderung kommen. Daran fuhrt in Bremen kein Weg vorbei. Kritisch sind
die Migrationspolitik des rot-griin-roten Senats und ihre Auswirkungen auf Menschen, die zu
uns kommen und die hier leben, zu sehen — nicht jedoch die Menschen. Es ist wichtig, den
Menschen, die rechtmaRig Schutz bei uns suchen, tatsachlich helfen zu kénnen, um ihnen
eine zugige Perspektive bieten zu kdnnen. Die MaRnahmen der Europaischen Union im be-
schlossenen Asylpakt und insbesondere innerhalb des Solidaritatsmechanismus werden ent-
scheidend dazu beitragen, irregulare Migration zu beenden und Sekundarmigration zu
erschweren. Europa muss Vielfalt zulassen und dabei die angestammte Werte- und Gesell-
schaftsordnung bewahren. Das ist das Spannungsverhaltnis unserer Zeit.

Nicht zuletzt missen wir unseren Wohlstand in einer Zeit des Klimawandels erhalten. Dabei
sind Wirtschaft, Energie und Klimaschutz nicht als Gegensatze, sondern als Einheit zu sehen.
Ohne eine wettbewerbsfahige innovative Wirtschaft kann es keinen nachhaltigen Klimaschutz
geben. Ohne KlimaschutzmalRnahmen keine nachhaltige Modernisierung unserer Volkswirt-
schaft. Daher ist eine sichere Energie- und Rohstoffversorgung wichtig. Klimaschutz ist mit
den Menschen und Betrieben zu gestalten, nicht gegen sie.
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Das Ziel ist klar: Ein Europa in Freiheit, in Sicherheit und in Wohlstand soll erhalten bleiben.
Trotz oder gerade wegen der unsicheren Lage in der Welt. Damit dieses Versprechen auch
gegenuber unseren Kindern und Enkelkindern noch eingeldst werden kann, ist eine veranderte
Haltung notwendig. Bei der Sicherheit, bei der Migration und bei der Sicherung unseres Wohl-
standes. Die Zeit zum Handeln ist jetzt.

Die Bremische Blrgerschaft (Landtag) moge daher beschlieRen:
I.  Die Bremische Burgerschaft (Landtag) erklart:

Die Europaische Einigung erachtet die Bremische Blirgerschaft (Landtag) auch nach tber 70
Jahren eine wegweisende Erfolgsgeschichte. Dabei hat insbesondere die Europaische Union
fur Stabilitat und Wohlstand in ungeahntem Ausmal gesorgt, von dem auch unsere Stadte
Bremen und Bremerhaven profitiert haben und weiterhin profitieren. Als Hansestadt und See-
stadt, als echte Handelsstandorte, wissen wir um den Wert freien Grenzverkehrs, des unge-
hinderten Warenflusses und der Kooperation Uber Grenzen hinweg. Die Birgerschaft
(Landtag) strebt ein Europa an, das regional verwurzelt, national getragen und europaisch
legitimiert ist. Ein Europa, das fur die Menschen in Bremen und Bremerhaven da ist. Zugleich
tritt die Bremische Burgerschaft (Landtag) fur eine EU ein, die besser funktioniert und sich auf
das Wesentliche konzentriert.

Die Bremische Burgerschaft (Landtag) ruft alle Wahlberichtigten in Bremen und Bremerhaven,
insbesondere die Erstwahler, dazu auf, am 9. Juni 2024 an der Europawahl teilzunehmen, um
die demokratischen Rechte zu nutzen und aktiv an der Gestaltung der Zukunft Europas mitzu-
wirken.

II.  Die Burgerschaft (Landtag) stellt weiterhin fest, dass folgende Punkte zentrale Hand-
lungsfelder sind, in denen die EU, Deutschland, Bremen und Bremerhaven gestarkt
werden missen:

1. Die Sicherheit aus und fiir Bremen und Bremerhaven starken!

Die schnelle Verfligbarkeit von Verteidigungsgutern ist entscheidend flr die Sicherheit Bre-
mens, Deutschlands und Europas. In Bremen und Bremerhaven arbeiten etwa 4.000 Men-
schen in der Verteidigungs- und Sicherheitsindustrie. Diese Schlusselindustrien muissen
gestarkt und gemeinsame Exportregeln entwickelt werden. Die europaische Taxonomie darf
die bremischen Unternehmen nicht belasten oder in ihren Investitionen beschranken. Die Buir-
gerschaft (Landtag) spricht sich flr einen gemeinsamen Ristungsmarkt und eine gemeinsame
Industriestrategie aus, um die verteidigungstechnischen Unternehmen in Bremen und Bremer-
haven zu starken. Lokal sollen Verteidigungsunternehmen Entwicklungsmoglichkeiten erhal-
ten, etwa durch die Ausweisung von Gewerbeflachen nahe bestehender Standorte.

2. Bremerhaven ist Dreh- und Angelpunkt europaischer Sicherheit!

Die Seestadt Bremerhaven spielt im Verteidigungsfall der NATO eine zentrale Rolle flr
Deutschland und Mitteleuropa. Die Hafenanlagen und die Infrastruktur sind fir militarische
Mobilitat, besonders fur US-Streitkrafte, von gro3er Bedeutung. Die Bremische Burgerschaft
(Landtag) fordert den Ausbau und die Sanierung der verteidigungswichtigen Hafeninfrastruk-
tur, wozu die Hinterlandanbindungen auf Schiene und Autobahn sowie der Flughafen in Bre-
men gehdren. Diese MalRnahmen sind auch fiir die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit unseres
Landes zentral.

3. Einen Sicherheitsdialog mit unseren Partnerstadten in Mittelost- und Nordeu-
ropa aufbauen!

Bremen und Bremerhaven pflegen starke Partnerschaften mit Stadten in Mittelost- und Nord-
europa, wie Gdansk, Riga, Odessa, Szczecin, Pori und Fredrikshavn. Diese Partner bringen
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ein anderes Verstandnis der aktuellen Sicherheitslage mit. Die Bremische Burgerschaft (Land-
tag) spricht sich daher fiir einen gemeinsamen Sicherheitsdialog mit diesen Stadten aus, um
ein gemeinsames Sicherheitsverstandnis zu entwickeln und praktische Kooperationen sowie
den Austausch in militérischer und ziviler Verteidigung zu férdern. Dadurch soll die europai-
sche Verstandigung praktisch und lokal gestarkt werden.

4. Die Zivilklausel an den Hochschulen des Landes Bremen muss weg!

Wissenschaft und Forschung sind frei. Sie dienen als gemeinsame Treiber flir Fortschritt und
Innovation in allen Bereichen unseres Zusammenlebens. Dabei bildet das Militdr keine Aus-
nahme. Fur eine gut aufgestellte Verteidigungsindustrie im Land Bremen und eine starke Bun-
deswehr in Deutschland braucht es zudem eine fundierte Anerkennung der militarischen
Forschung in der Wissenschaft. Beiden Zielen steht die Zivilklausel im bremischen Hochschul-
gesetz im Weg. Sie ist im Jahr 2024 ein falsches und missverstandliches Signal an unsere
Streitkrafte sowie die Partner in Europa und in der Welt. Die Bremische Blrgerschaft (Landtag)
spricht sich daher fir die Streichung der Zivilklausel aus unserem Hochschulrecht aus.

5. Mit Humanitat und Ordnung irreguldre Migration verhindern!

Die Aufnahmesysteme in Bremen sind Uberlastet. Gleichzeitig sieht die Blrgerschaft (Land-
tag) die Notwendigkeit flir die legale Zuwanderung von Fachkraften und bekraftigt die huma-
nitdre Verantwortung von Bremen, verfolgten Menschen zu helfen. Einheitliche Asylverfahren
in Europa erhéhen die Akzeptanz dieses Handelns. Die Blrgerschaft (Landtag) spricht sich
fur die Bekdmpfung der Schleuserkriminalitdt, den Schutz der AufRengrenzen, eine konse-
quente Abschiebepraxis und die Unterbindung irregularer Migration aus. Der EU-Asylpakt wird
Deutschland dabei helfen, und jede staatliche Ebene muss den Pakt in eigener Verantwortung
umsetzen und MalRnahmen zur Begrenzung und Steuerung ergreifen. Die Bezahlkarte ist hier-
bei entscheidend. Dass das Bundesland Bremen deren Einflihrung im Bundesrat aus ideolo-
gischen Grunden nicht zugestimmt hat, ist eine Absage an die europaische Solidaritat. Die
Birgerschaft (Landtag) fordert dementsprechend die rasche Einfihrung der Karte im Land
Bremen.

6. Das Konzept der sicheren Drittstaaten umsetzen. Anreize reduzieren!

Jeder Asylbewerber in Europa soll in einen sicheren Drittstaat auRerhalb der EU gebracht
werden und dort ein Verfahren durchlaufen. Bei Anerkennung soll der sichere Drittstaat Schutz
gewahren. Nach erfolgreicher Umsetzung des Drittstaatskonzepts soll eine Koalition der Willi-
gen in der EU jahrlich ein Kontingent schutzbeduirftiger Menschen aufnehmen und verteilen.
Die Burgerschaft (Landtag) fordert eine Anpassung der Sozialleistungen fur Asylbewerber und
Schutzberechtigte in der EU unter Bericksichtigung der Kaufkraft der Mitgliedstaaten. Europa
muss mehr zur wirksamen Bekampfung von Fluchtursachen tun, Hilfe in Herkunfts- und Tran-
sitlandern leisten und Menschen Lebensperspektiven in ihrer Heimat bieten.

7. Den Wohistand fiir Generationen nachhaltig sichern!

Bremen und Bremerhaven sind wichtige Industriestandorte. Die Blrgerschaft (Landtag) fordert
den Senat auf, sich fir gute Rahmenbedingungen einzusetzen, die Wachstum und notwendige
Transformation ermoglichen. Die EU unterstutzt Unternehmen in der kritischen Phase der
Transformation mit MalRnahmen wie dem CO2-Grenzausgleichsmechanismus. Der Eingriff auf
diese Weise kann aber immer nur eine Zwischenldsung sein. Langfristig setzt die Blrgerschaft
(Landtag) auf marktbasierte Instrumente: Emissionshandel, sozialen Ausgleich, erneuerbare
Energien, Wasserstoffwirtschaft, Energieeffizienz und Kreislaufwirtschaft. Ziel ist ein niedriger,
wettbewerbsfahiger Strompreis.

Lokal steht die Bremische Burgerschaft (Landtag) hinter der Umristung der Stahlwerke auf

Wasserstoffbetrieb, mal3geblich unterstitzt durch die EU, um Bremens Klimaneutralitat zu er-
reichen. Die Dekarbonisierung der Stahlwerke reduziert etwa die Halfte des CO,-AusstolRes
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des Landes Bremen. Kofinanzierungsmittel fir diese Transformation sollen nachhaltig und ge-
nerationengerecht bereitgestellt werden. Die Burgerschaft (Landtag) strebt an, finanzielle Mit-
tel der EU gezielt fir Wachstum, Innovation und Wohlstand einzusetzen und klare Prioritaten
fur die Zukunft zu setzen.

8. Freier Handel: Die historische Lebensader Bremens und Bremerhavens!

Bremen und Bremerhaven begrinden ihren Wohlstand auf freiem Handel. Die EU braucht eine
strategische Handelspolitik, die offene Markte fordert, Versorgungssicherheit gewahrleistet
und Abhangigkeiten reduziert. Die Burgerschaft (Landtag) spricht sich fir mehr Freihandels-
abkommen aus, insbesondere mit den USA und Sidamerika, sowie mit Indien, Australien,
Indonesien und Thailand. Kuinftig sollen Freihandelsabkommen nur noch als reine EU-
Abkommen (,EU-only“) verabschiedet werden. Gleichzeitig sollen den Landern auch echte
Partnerschaften angeboten werden, um Europa im globalen Wettbewerb zu starken.

9. Forschung, Innovation, Digitalisierung als Grundlage fiir ein zukunftsstarkes
Land Bremen und Europa

Die Bremische Burgerschaft (Landtag) spricht sich fir ein Europa aus, das Schlisseltechno-
logien versteht, entwickelt und produziert, um technologische Souveranitat zu erreichen. Dafur
sind ausreichende Investitionen in Forschung und Entwicklung unabdingbar. Bremen und Bre-
merhaven sind flihrend bei Technologien wie Digitalisierung, Kl, Leichtbau, 3D-Druck, auto-
nome Systeme, Wasserstofftechnologien und Biotechnologie. Besonders hervorzuheben ist
die einzigartige Verbindung von Wirtschaft, Wissenschaft und Entwicklung, wie sie durch die
German Offshore Space Alliance demonstriert wird, die an einem Offshore-Weltraumbahnhof
arbeitet. Wir unterstitzen diese Allianz, da sie innovatives Denken und Technologiesouvera-
nitat vereint.

Eine solide und verlassliche Finanzierung der Wissenschaftsstandorte Bremen und Bremer-
haven ist notwendig, um ihre Wettbewerbsfahigkeit zu sichern. Dazu gehért auch die Ausfi-
nanzierung des Wissenschaftsplans 2025. Die Bremische Burgerschaft (Landtag) fordert
ambitionierte Ziele und Leitlinien im anstehenden Wissenschaftsplan 2030 und sieht die An-
hebung der Grundfinanzierung der Hochschulen mindestens auf das Bundesdurchschnittsni-
veau als hohe politische Prioritat.

Fur die digitale Zukunft Europas missen frihzeitig Fachkrafte ausgebildet werden. Deshalb
fordert die Bremische Burgerschaft (Landtag) den Senat auf, in Zusammenarbeit mit den rele-
vanten Akteuren, wie etwa der Universitat Bremen, ein eigenstandiges Informatikfach ab Se-
kundarstufe | und einen Lehramtsstudiengang Informatik in Bremen einzufihren. Fur einen
starken KI-Standort Bremen sollen verstarkt Forschung gefordert, Anwendungsentwicklungen
unterstitzt und Freirdume geschaffen werden. Die Bremische Blirgerschaft (Landtag) fordert
im Sinne der Blrgerinnen und Burger einen verstarkten Einsatz von Kl in der 6ffentlichen Ver-
waltung und spricht sich flr entsprechende Pilotprojekte, rechtliche Anpassungen und Bil-
dungskampagnen in diesem Bereich aus. Europaweit sollen ethische Werte die Grundlage der
KI-Entwicklung bilden, ohne durch Uberregulierung Chancen zu ersticken.

10. Es macht einen Unterschied, wer Kommissionsprasidentin wird!

Das Européaische Parlament hat mit dem sogenannten Spitzenkandidatensystem, den Willen
bekraftigt, dass Prasidentin oder Prasident der neuen Kommission wird, wer ein klares Mandat
der Wahlerschaft und eine Mehrheit im Parlament hat. Die Bremische Blrgerschaft (Landtag)
begrifdt das Spitzenkandidatensystem als Ausdruck eines demokratischen Willensbildungs-
prozesses ausdricklich. Sie stellt fest, dass die amtierende Kommissionsprasidentin, Ursula
von der Leyen, Europa eine starke Stimme in der Welt verliehen und wahrend der globalen
Pandemie sowie des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine Flhrungskraft gezeigt hat. Sie
hat bewiesen, dass sie eine Kommissionsprasidentin fur die gesamte EU ist. Die Fortsetzung
dieses Erfolgskurses unterstitzt die Bremische Burgerschaft (Landtag) ausdrucklich.
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Beschlussempfehlung:

Dr. Wiebke Winter, Frank Imhoff und Fraktion der CDU

—5_—

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 21/569
	Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU


